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Montag, 16. November 2020Basel-Stadt

Pro:HöhereHürden fürKündigung– Ja zumvernünftigenWohnschutz

Im Juni 2018 haben 62 Prozent
der Stimmberechtigten die
Wohnschutz-Initiative ange-
nommen. Es ist unbestritten,
dass dieser Volksentscheid um-
zusetzen ist.Wir stimmen
deshalb über einWohnschutz-
gesetz ab, das deutlich schärfer
ist als das heutigeGesetz.

Ausgearbeitet imvoneiner
grünenRegierungsrätin geleite-
tenPräsidialdepartement hat
die rot-grüneRegierungdem
GrossenRat einGesetz vorge-
legt,mitwelchemkünftig
höhereHürden fürKündigun-
genbestehenwerden.Die
bürgerlichenParteienhaben für
diesen Schritt ausRespekt vor
demVolkswillenHandgeboten,
während sichdie Linke kom-
promisslos zeigte undanMaxi-
malforderungen festhielt.

Der Abbruch und die Sanie-
rung von bezahlbarenWoh-
nungen ist neu bewilligungs-
pflichtig. EinHauseigentümer
bekommt dafür nur dann eine
Bewilligung, wenn dieMiete-
rinnen undMieter wieder
zurückkehren können. Zudem
ist der Vermieter dann einer

fünfjährigenMietzinskontrolle
unterstellt. Dies ist ein deutlich
stärkerer Schutz vor Kündigun-
gen, als wir ihn heute kennen.

Die Initiative verlangte, dass
der bezahlbareWohnraum
besonders geschützt wird. Das
Wohnschutzgesetz setzt diese
Forderung konsequent um. Es
ist weder nötig noch sinnvoll,
alleWohnungen imKanton
einem solch strengenRegime
zu unterstellen. Dieswäre
ohnehin gar nicht zulässig, weil
damit Bundesrecht verletzt
würde. Das Appellationsge-
richt hat erst kürzlich eine
weitere Initiative desMieter-
verbandes für rechtlich unzu-
lässig erklärt, die alleWohnun-
gen imKanton betroffen hätte.

Man darf durchaus festhalten,
dass die heutigeGesetzgebung
nicht so schlecht ist, wie gerne
behauptet wird. Seit Inkraftset-
zung des aktuell geltenden
Wohnraumfördergesetzes ist
die Leerstandsquote angestie-
gen. Das heisst, es gibt heute
mehr freieWohnungen als
2014. DasGesetz erzielt also
die gewünschteWirkung.

Warum sollte es diesmal
anders sein?DerDruck auf den
BaslerWohnungsmarkt hat
abgenommen und nimmt
weiter ab, wennweiterhin
zusätzlicheWohnungen gebaut
werden, wie das an verschie-
denstenOrten geplant ist.

EinNeinzumGesetzwürde
bedeuten: zurückaufFeld 1.Der
Streit darüber,wiederWohn-
schutzausgestaltetwerdensoll,
würdenochmalsbis zuzwei
Jahre inAnspruchnehmen.
AuchweitereGerichtsverfahren
sindnicht auszuschliessen.Die
FrageandieStimmberechtigten
lautet also:Einvernünftiger
Wohnschutz jetzt –oderdas
Problemaufdie langeBank
schieben?MeineAntwort auf
dieseFrage ist eindeutig.

Contra: Bschiss-Gesetz –Nein zunochmehrNot inBaslerWohnungen

«Bschiss-Gesetz» ist einhässli-
chesWort, aber leider sehr
zutreffend.Diewürdevolle
93-jährigeFrauB. vonunserem
Abstimmungsplakat sagt es:
Sie ist eineMassengekündigte,
genaugleichwiedie 77-jährige
FrauM.vonderRheinfelder-,
HerrSt. vonderSennheimer-
oderFrauE.vonderAdler-
strasse.

Es ist auchein«Nein»des
Mittelstandesundein«Nein»
desBaslerSenioren-Dachver-
bands,dervondenPharma-
Rentnerinnenund -Rentnern
über«IG60plus»bis zuden
«GrauenPanthern»undzur
sehraktivenAVIVOreicht.Mit
dabei sindauchviele faire
Kleinvermieterinnenund
-vermieter; dieses«WRFG»
würdesiemitBürokratieplagen,
währenddieGrossinvestoren
weiternachBeliebenschalten
undwaltenkönnten.DieBe-
sorgnis inBaselundRiehenwird
immergrösser,denn immer
mehrÄltere fürchten, vorzeitig
ineineAltersstrukturwechseln
zumüssen,weil überrissene
Sanierungensie schleichend
verdrängenoderMassenkündi-

gungensieganzdirekt vertrei-
ben.Mit ihnenbangen ihre
Bekannten, ihreSöhne, ihre
TöchterundauchdieEnkel.

DieFurcht ist berechtigt.Bereits
zuHundertensind«ganznor-
male»MieterinnenundMieter
Opfergeworden, von renditegie-
rigenGrossinvestorenwie
Credit Suisse,ZürichVersiche-
rungundUBS-Fonds.Diese
agieren inallenQuartieren;die
Liste ist fast so langwieeine
ägyptischePergamentrolle.Das
jetzige«WRFG»taugtnichts,
schlimmernoch, es schadetuns
allen.Es ist einFreipass fürdie
Unlauteren. IhreSinnlossanie-
rungenundspiralförmigenMiet-
zinsaufschläge,die sieheute
schon regelmässigvornehmen,
dürften sieauch inZukunft ganz
ungeniertweiter tun, völlig legal
unterBerufungaufdieses
«Bschiss-Gesetz». Schonheute
liegendieGrossinvestorenmit
denmeisten ihrerMietzinseauf
der für siegünstigen (und fürdie
Mieterschaftungünstigen)Seite
derneuen«Freigrenze».Falls
nicht, könnensienoch recht-
zeitigAufschlägedurchboxen.
Oder sie sanieren ihreWohn-

häusereinfach imBestandund
drückendann ihreMietzinse
–weiterhinunkontrolliert –um
300,500oder800 Franken
hoch,was ihre langjährigen
MieterinnenundMieter von
alleinaus ihrendannnichtmehr
bezahlbarenWohnungen
katapultiert.

Deshalb sagenwir:Kein
Wohnraumfördergesetzohne
Wohnschutz.Gefragtwäreein
echterBaslerKompromiss.
Derwartet tatsächlich schon:Es
ist unserbreit abgestütztes,
modernesKompromissgesetz
(«Echtwohnschutz-Initiative»),
überdaswirunbedingtnoch im
kommenden Jahrabstimmen
wollen.Docherstnochmuss
dieses«Bschiss-Gesetz»vom
Tisch.

Pro und Contra
DieMeinungen zumWohnraumfördergesetz, das am 29.November an dieUrne kommt, könnten nicht weiter auseinander gehen.

Patrizia Bernasconi
Geschäftsleiterin Basler Mieterverband

Luca Urgese
FDP-Präsident Basel-Stadt

Zahlreiche Ausnahmen sind eine zu viel
Gegen einenGrossratsbeschluss zur Änderung desWohnraumfördergesetzes wurde das Referendumergriffen. Jetzt entscheidet das Volk.

Julian Förnbacher

Am 29. November hat das Bas-
lerStimmvolkeinMammut-Pro-
gramm vor sich. Nebst zweier
nationaler Abstimmungenwird
auch kantonal in drei Angele-
genheiten entschieden. Nebst
dem Hafenbecken 3 und der
Trinkgeld-Initiative geht es da-
bei um die Wohnungssituation
inBasel, genauerumdasWohn-
raumfördergesetz.

Die Diskussionen rund um
bezahlbaren Wohnraum in Ba-
sel sind altbekannt. Schon im
Sommer 2018 entschied sich
das Stimmvolk, die sogenannte
Wohnschutz-Initiativeanzuneh-
men. Mit der Annahme wurde
in der Verfassung verankert,
dassderStaatdenErhalt vonbe-
stehendembezahlbaremWohn-
raum zu fördern habe. Sobald
Wohnungsnot herrsche, müsse
derKantoneingreifenundseine
Bevölkerung vor Verdrängung
durch Kündigungen und Miet-
zinserhöhungen schützen. Um
diese Ziele zu erreichen, seien
zusätzlich zum bundesrechtli-
chen Mieterschutz kantonale
Massnahmen zu ergreifen.

Bezahlbar: 700Franken für
eineEinzimmerwohnung
Mit einer Änderung des Wohn-
raumfördergesetzes nahm sich
der Grosse Rat nun dieses Ver-
fassungsauftrags an.Am23.Ap-
ril 2020 votierte er knapp mit
49zu45Stimmen fürdieÄnde-
rung – dagegen wurde nun das
Referendum ergriffen, weshalb

das Volk entscheiden muss, ob
dasBegehrenzuStandekommt.

Der Grosse Rat hätte beab-
sichtigt, das seit 2014 geltende
Gesetz um Bestimmungen
zum Schutz des bezahlbaren
Wohnraums zu ergänzen. Was
schwammigklingt, ist eigentlich
recht klar geregelt: Als bezahl-
bar gilt die günstigereHälfteder
Basler Mietwohnungen. Für

eine Einzimmerwohnung gilt
eineMonatsmietevon703Fran-
ken aktuell als bezahlbar, alles
darüber nicht. Für eine Drei-
zimmerwohnungwärenes 1277
Franken und für eine Fünfzim-
merwohnung 1664, Nebenkos-
ten nichtmiteinberechnet.

Jene im bezahlbaren Rah-
men liegendenMietwohnungen
sollen nun durch die Gesetzes-

änderungweiter geschütztwer-
den, erklärt der Grosse Rat. Bei
einemLeerwohnungsstandvon
1,5 Prozent oder tiefer sollen
Sanierungen, Umbauten sowie
Abbrüchemit anschliessendem
Neubau dieser bezahlbaren
Mietwohnungen gesetzlich re-
guliertwerden.DieseVorhaben
würden nur noch bewilligt,
wenn danach durch eine Kom-

mission geprüfte Mietzinsauf-
schlägeeingehaltenwerden.Die
Obergrenze für diese soll der
Regierungsrat mittels Verord-
nung festlegen.

Die teurereHälfte derMiet-
wohnungen, also jene, die über
dem als bezahlbar definierten
Mietzins liegen, sind von dieser
Bewilligungspflichtnichtbetrof-
fen. Dasselbe gilt für Einfami-

lienhäuser oder Domizile in
Liegenschaften mit fünf oder
weniger Wohnungen, weil hier
die Baukosten für Umbauten
und Sanierungen vergleichs-
weise hoch sind, was für den
Grossen Rat einen strengen
Mietzinsgrenzwert nicht an-
wendbar macht. Ebenfalls wä-
renWohnungen vonGenossen-
schaften oder anderen gemein-
nützigen Organisationen von
der Regulierung ausgenom-
men, weil sie nicht gewinn-
orientiert vermieten. Auch be-
nötigen Sanierungen im be-
wohnten Zustand, also wenn
keine Kündigung ausgespro-
chen wird, keine Bewilligung.

Die zahlreichenAusnahmen
sinddennauchderSteindesAn-
stosses bei den Initianten des
Referendums– sieverstehendas
Gesetz als kontraproduktiv. So
biete es insbesonderedemstark
betroffenenMittelstand keinen
verbesserten Schutz vor Ver-
drängung. Das Gesetz würde,
so ihre Argumentation, die Si-
tuationweiter verschärfen,weil
es Grossinvestoren, die ausser-
halb der bezahlbaren Mietzins-
regionenagieren, vonderBewil-
ligungspflicht befreien würde.
Gleichzeitig würde man aber
solchenVermietern, die sichak-
tiv fürdemErhalt vonbezahlba-
remWohnraumeinsetzen – also
aufLeerkündigungenundMiet-
zinserhöhungen möglichst ver-
zichtenundbei SanierungenZu-
rückhaltungzeigen – zusätzliche
bürokratische Hürden in den
Weg stellen.

Im Frühjahr 2021 müssen die Mieter am Schorenweg ihre Wohnungen verlassen haben. Bild: Erich Meyer (18. April 2018)


